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I.Der Weg indieIlle-
galität

Die Machtübernahme der Nationalsozialisten, die durch die
Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar
1933 eingeleitet wurde, bedeutet eine Zäsur in derGeschichte
der deutschen Arbeiterbewegung wie kein anderes Datum.
Zum einen erwies sich die Arbeiterbewegung als unfähig zum
spontanen wie massenhaften Widerstand gegen die Katastro-
phe undmußte inder Folgezeit nichtnur grausameRepressio-
nen und bittersteErfahrungen erleiden,sondern auchmit dem
Trauma des Versagens 1932/33 fertigwerden. Zum anderen
wurde 1933die traditionelleSubkultur der Arbeiterbewegung
zerschlagen; eine Subkultur, die als spezielles soziales Milieu
dasganzeLebender Arbeiterfamilienumfaßte -vomKonsum-
verein bishin zum Arbeitersport -unddie nach1945 nurnoch
partiell wiederbelebt werden konnte.1

Insbesondere die Sozialdemokratie war auf Widerstandsak-
tionen nichtvorbereitet.Die riesige Diskrepanz zwischen dem
sozialistischen Programmanspruch und der Tagespolitik der
SPDEndeder 20er/Anfang der 30er Jahre hattedie größteund
älteste Linkspartei innerlich aufgerieben und bis zur Hand-
lungsunfähigkeit geschwächt. Der unsägliche Grabenkampf
zwischenKommunistenund Sozialdemokraten hatte jedewar-
nende Faschismusanalyse überdeckt und die deutsche Arbei-
terbewegung schier unüberwindbar gespalten. So war sie bis
zur Lähmung zerstrittenauch indenhistorischenSituationen,
wo sie mit ihrer ganzen Kraft gefordert gewesen wäre: Nach
dem StaatsstreichPapens gegen dieRegierungBraun/Severing
in Preußen im Juli 1932 und im Januar/Februar 1933, der
„Machtergreifung"durchdieNationalsozialisten.Während die
Kommunisten zum Generalstreik aufriefen, sahen Führung
von ADGB und SPD inder „legalen Fassade" „der Machter-
greifung" „keineAnsatzpunkte zurentscheidenden Gegenwehr,
sondern eher den Vorwand zu Legalitätsillusionen."2 So beton-
ten SPD-Vorstand und Reichstagsfraktion in einem Aufruf
vom 31. Januar 1933: „Wir führen unseren Kampf auf dem
Boden der Verfassung." Den zum Kampf bereiten Teilen der
eigenen Basis, besonders den jungen Aktivisten inder Eiser-
nenFront,rietmanzu „Einigkeit", „Kaltblütigkeit" und „Diszi-
plin". Sohieß es im gleichen Aufruf, daß

„undiszipliniertes Vorgehen einzelner Organisationen oder
Gruppenaufeigene Faust...der gesamtenArbeiterklasse zum
schwersten Schaden gereichen"

würde3.Das Vertrauen auf einen Rechtsstaat, der schon in
alldenJahren zuvor seineParteilichkeit zuGunsten der politi-
schen Rechten bewiesen hatte und an dessen Prinzipien sich
der politische Gegner inkeiner Weise gebunden fühlte, spie-
gelte dieKonzeptionslosigkeit undOhnmacht derSozialdemo-
kratie wider.Die Kapitulation vollzog sich quasi kampflos.

In Schleswig-Holstein stellte sich die neue politische Situa-
tion nachdem30.Januar1933 alsbesonders schwierigdar.Die
Nationalsozialisten verfügten in Schleswig-Holstein schon vor
1933 über eine gute politische Infrastruktur mit diversenBür-
germeistern, Kreispräsidenten undeinerstarkenVerankerung
gerade inder ländlichenBevölkerung.Die"braune Hochburg,,

1JosephRovan,Geschichte der deut-
schen Sozialdemokratie Frankfurt,
1980, 157
2 Detlef Lehnen, Sozialdemokratie
zwischenProtestbewegungundRegie-
rungspartei1948-1983Frankfurt1983,
154
5 Arno Klönne,Die deutsche Arbei-
terbewegung Düsseldorf/Köln 1980,
242
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Schleswig-Holsteinmachte sich schonan denWahlergebnissen
von 1932 fest: Landtagswahlen in Preußen, April 1932:
NSDAP in Schleswig-Holstein 50,8% (in Preußen gesamt
36,3%);Reichstagswahlen imJuli 1932:NSDAP 52,7 % (Dt.
Reich 37,2%) - regelmäßig 12-15% über dem Landes-/
Reichsergebnis! Nahezu entsprechend schwächer waren die
Stimmenergebnisse vonSPD undKPD. Zudemwar Schleswig-
Holstein mit seiner ländlich-kleinstädtischen Struktur von
vornherein sehr ungünstig für Widerstandsaktionen. Denn in
den Dörfernund Kleinstädten, wo jeder jeden kannte, über-
wachte und kontrollierte, war Widerstand - ganz gleich in
welcher Form-um einigesschwieriger als inden anonymisier-
ten Verhältnissen vonGroßstädten wiez. B.Berlin,Hamburg
oder Dresden. Waren Repressionen gegen kommunistische,
sozialdemokratische, zum Teil auch gegen bürgerliche Politi-
ker in braunen Hochburgen wie Eutin4 oder Kaltenkirchen
auch schon vor dem30. Januar 1933 an der Tagesordnung, so
überzogen sie nun das Land bis hin zum offenen politischen
Terror.

4L.D.Stokes,Sozialdemokratiekon-
tra Nationalsozialismus in Eutin 1925
bis 1933. Demokratische Geschichte I

Ein Wahlplakat der SPD zur Reichs-
tagswahl am 5. 03. 1933. Das Plakat
widerspiegelt keine Siegeszuversicht,
eher das Gegenteil:Der typbierte Ar-
beiter wirkt außerordentlich hilflos.
Hilflos, wie die SPD sichfühlte.
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Unter demEindruck diesespolitischenKlimas, das sich von
Behinderungen bei der Mandatsausübung über Hausdurchsu-
chungen und individuellen Gewalttätigkeiten bis hin zu Ver-
haftungen erstreckte, löstensich eine Reihe von Ortsvereinen
undörtlichenGewerkschaftsgruppenauf.Protestaktionengrö-
ßeren Umfangs, wie am 10.Februar1933inElmshornmit 3500
und am 19. Februar in Lübeck mit annähernd 15000 Men-
schen, waren unter diesen Umständen nahezu Ausnahmeer-
scheinungen. Der staatlichorganisierte Terror unddie massive
Beschneidung der demokratischen Grundrechte bekamen ei-
nen Tag nach dem mysteriösen Reichstagsbrand, am 28. Fe-
bruar 1933 mit der Verordnung „Zum Schutz von Volk und
Staat" durchHindenburg, eine rechtliche Grundlage, die die
letztenLegalitätsillusionen eigentlich hätten wie Seifenblasen
zerplatzen lassenmüssen. Am gleichen Tag mußte in Kieldie
sozialdemokratische „Volkszeitung" endgültig ihr Erscheinen
einstellen.Damit war der Sozialdemokratie inSchleswig-Hol-
stein die letzte Möglichkeitgenommen, legale journalistische
Aufklärungsarbeit zu leisten; die zahlreichen illegalen Flug-
schriften konnten natürlich nicht annähernd so viele Leute
ungefährdet erreichen. Eine der letzten Meldungen in der
„Volkszeitung" beklagte ein frühes Todesopfer des Naziter-
rors: Am 26. Februar war in Harrisleefeld bei Flensburg der
Reichsbanner-MannJuliusZehr voneinemNationalsozialisten
erschossen worden.

Die letztenHoffnungen auf eine Korrektur der politischen
Verhältnisse durch die Reichstagswahlen am 05. März 1933
zerschlugen sich: Die innenpolitische Situation verzerrte das
Wahlergebnis zur Manipulation durchTerror. Zwar verfehlte
dieNSDAPdie angestrebte absolute Mehrheit im Reichdeut-
lich (43,9%, in Schleswig-Holstein 53,5%) und die SPD er-
lebte keinen Einbruch (18,3%, in Schleswig-Holstein sogar
22.3%),dochbrachte die Wahl derKoalition aus Nationalso-
zialisten und Erzkonservativen/Reaktionärendie parlamenta-
rische Mehrheit im Reichstag.5 Im Anschluß an diese letzte-
beialler Einschränkung -einigermaßen repräsentative Reichs-
tagswahl, überschlugen sich die Ereignisse inKiel, beginnend
mit dem Mord an Dr. Spiegel- vielleicht symbolhaft für den
laufendenMord an der Demokratie von Weimar:

„In derNacht zum12. 03. 33 um 1.30 Uhr wurdean der Tür
des HausesForstweg 42 energisch geklingelt. Dort wohnte der
RechtsanwaltDr. Wilhelm Spiegel, derals Strafverteidiger und
Kommunalpolitiker der SPD einen Namen hatte. Frau Spiegel
öffneteeinFensterundsah vorderHaustür zweiMännerstehen,
vondeneneiner eineSA-Uniform trug. ,Aufmachen, Hilfspoli-
zei!' Von Angst gepackt versuchte Frau Spiegel ihren Mann zu
bewegen, nicht aufzumachen. Aber Spiegelginghinunter, öff-
nete undbatdiebeidenspätenBesucher, ihm insArbeitszimmer
zufolgen. Nach wenigen Schrittenfielein Schuß. IndenHinter-
kopf geschossen, brach Dr. Spiegel zusammen. Die Mörder
entflohen. "6

Am gleichen Tag kam es auch zu Verhaftungen zahlreicher
führender Sozialdemokraten, u.a. Stadtrat Wilhelm Schwei-

5TabellenManuskriptHoch,Seite277
6AKAsche-Prozeß,Kiel-Antifaschi-
stische Stadtrundfahrt Begleitheft
Kiel,1983,16
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zer, Karl Ratz, RedakteurDr. Weniger, sowie zu Wohnungs-
durchsuchungen bei Wilhelm Verdieck und Richard Hansen.
Die Gestapoüberführte einenTeilder in „Schutzhaft"Genom-
menen bereits einenTag später, am 13. März, ins Konzentra-
tionslager Oranienburg. SA-Trupps besetzten das Gewerk-
schaftshaus inKiel, nachdem Tage zuvor bereits das Lübecker
Gewerkschaftshaus als erstes im Reichsgebiet von SA-Scher-
gengestürmt wordenwar.Die schleswig-holsteinischeBezirks-
leitung der SPD wurde nach Hamburg verlegt und von R.
Hansen und W Verdieck bis Ende Mai teilweisein einer Pri-
vatwohnung aufrechtgehalten. Sie organisierten von hier aus
ein Verbindungsnetz vonOrtsvereinenundKreisvereinen,das
sie in ihrer beruflichen Eigenschaft als Handelsvertreter pro-
blemlos bereisenkonnten.

Am 23.März1933 wurdeinBerlinderLübecker Reichstags-
abgeordnete JuliusLeber aufdemWeg zurDebatteumdas von
den Nationalsozialisten zur endgültigen Etablierung ihrer
Macht angestrebte Ermächtigungsgesetz verhaftet. Er war ei-
ner von19 sozialdemokratischen Abgeordneten, dieaufgrund
von Verhaftungen dieser entscheidendenDebatte fernbleiben
mußten. Trotz dieser Situation offenbartesich inderRededes
Parteivorsitzenden Otto Wels nebenGröße auchdieeklatante
Fehleinschätzung des neuen Regimes in dem Vergleich des
Hitler-Deutschlandsmit demBismarckschen Reich.

„Die Verfassung von Weimar ist keine sozialistische Verfas-
sung. Aber wirstehenzuden GrundsätzendesRechtsstaates, der
Gleichberechtigung, des sozialen Rechts, die in ihr festgelegt
sind. Wir deutschen Sozialdemokraten bekennen uns indieser
geschichtlichen Stunde feierlich zu den Grundsätzen der
Menschlichkeit undder Gerechtigkeit, derFreiheit und des So-
zialismus... Das Sozialistengesetz hat die deutsche Sozialde-
mokratie nicht vernichtet. Auch aus neuen Verfolgungen kann
die deutsche Sozialdemokratie neue Kraftschöpfen..."7

Als einzige deranwesendenReichstagsfraktionen (dieMan-
date der verbotenenund verfolgten KPD warenper Präsidial-
verordnung für ungültig erklärt worden) stimmtedie sozialde-
mokratische Fraktion in der öffentlichen wie namentlichen
Abstimmung mit „Nein".Ein wichtigesundmutigbegründetes
„Nein"-warendochnureinerder ReichstagsfraktionenWerte
wieFreiheit undHumanität mehr wertalsLippenbekenntnisse
in Schönwetterzeiten.Ein Antrag der sozialdemokratischen
FraktioninAnschluß an dieDebatte,indemsiefür dieFreilas-
sung der politischen Inhaftierteneintrat, wurdevon denande-
ren Fraktionen einstimmig zurückgewiesen. Nach diesem
TriumphHitlers wardenFührungen vonSPDundADGB klar,
daß politischnichts mehr zu retten war.Nun galt es vielmehr,
die Organisationen zurettenundaufdenbaldigenZusammen-
bruch des NS-Regimeszu hoffen.

Dochzum staatlichenTerror kammit dem26.März1933die
massenhafte soziale Repression: Nazigegner wie Sozialdemo-
kraten und Juden (aus rassischen Gründen) wurdennach dem
Erlaß des Reichsinnenministeriums inden folgenden Wochen
massenhaft aus den öffentlichenDiensten entlassen. Auch in

7 Heinrich Potthoff, Die Sozialdemo
kratie von den Anfängen bis 1945
Bonn, 1973,214ff.

WilhelmSpiegel, langjährigerStadtver-
ordneter und Fraktionsvorsitzender
derSPD im Kieler Rathaus, jüdischer
Herkunft, RechtsanwaltundJahrzehn-
te Vertreter von ArbeiternundSozial-
demokraten:Aml2. 03. 1933 wirderin
seinem Haus von SA-Mitgliedern er-
mordet.

Julius Leber, Mitglied desReichstages
von 1924-1933 und Vorsitzender der
Lübecker SPD, abMitglieddes Wider-
standringes „KrebauerKreb" vordem
,yolksgerichbhof 1944: Im Januar
1945 im Zuchthaus Berlin-Plötzensee
wirderhingerichtet.

FritzSollmitz-Schriftleiterdes ehema-
ligen Lübecker Volksboten, Mitglied
derLübecker Bürgerschaft. Er wurde
bereits 1933 im Konzentrationslager
Fuhbbüttel in den Todgetrieben.
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vielenBetriebenkam es zu „Säuberungen" -zu Entlassungen
kommunistischer wiesozialdemokratischerund gewerkschaft-
lichorganisierter Arbeitnehmer.Diese Schwächungder Arbei-
terbewegung inBehördenund Betrieben wurdebegleitet von
Vereinnahmungstendenzen, die sich vor allen Dingen an der
Übernahme von Symbolen der Gewerkschaften und derHer-
abwürdigung des 1.Mai zur nationalsozialistischen Staatsver-
anstaltung festmachenließen. Allerdings machteder ADGBes
denNationalsozialisten mit seinen Anpassungsversuchen zur
Rettung seiner Organisation auch sehr leicht. So rief der
ADGB-Reichsvorstand seine Mitglieder zur Beteiligung an
denNS-Maifeiern auf - ganz im Kontext seiner am 9. April
ausgegebenen Erklärung an dieNS-Regierung:

Das Kieler Rathaus im Kontext der
„Machtergreifung"1933.
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„Die Gewerkschaften erkennen nach wie vor an, daß ihre
eigene Bewegungsfreiheit ihre Grenzenfindenmuß an dem hö-
herenRecht des StaatesalsRepräsentant dergesamten Volksge-
meinschaft. .."und „...erklärt sich derADGB bereit, die von
den Gewerkschaften in jahrzehntelanger Wirksamkeit geschaf-
fene Selbstverwaltungsorganisation der Arbeitskraft in den
Dienstdes neuen Staates zustellen."8

Die Quittung für die Illusionen kam mit der reichsweiten
Besetzungder Gewerkschaftshäuser am 2. Mai1933.

Die schleswig-holsteinische Bezirksleitung der SPD be-
schränktesich indenletzten Wochender halblegalen Existenz
aufdie Verbringunggefährdeter Politker wie z.B. RudolfHil-
ferding insdänische Exil; diesnicht zuletztmit tätigerHilfeder
dänischen Sozialdemokraten. Veranstaltungen waren abMitte
März praktischnicht mehr durchführbar. Am 26.Mai wurden
Verdieck, R. Hansen und Haberlandt nach Sitzungen in Ek-
kernförde,Schleswig und Flensburg an einer Tankstelle von
SA-Leutenerkannt. Der Verhaftung entging durchZufallnur
R.Hansen undflohaufdem SeewegnachDänemark.Auchdie
Mehrzahl des Reichsvorstandes hielt sich ab Anfang Mai im
benachbarten Ausland aufund begann mit politischen Aktivi-
täten von außen ins Reich hinein. Als am 23. Juni 1933 die
Partei per Erlaß des Innenministers Frick verboten wurde,
versuchte einExilvorstandbereits vonPrag/Tschechoslowakei
aus, ein illegales Organisations- und Informationsnetz aufzu-
bauen. Es war zwar noch mit einigen opportunistischen Han-"wie Anm.3,250f.

Das Kieler Gewerkschaftshaus am 2.
Mai1933: inNazihand.

478



dein versucht worden, dieParteiorganisation imInlandzuret-
ten (Austritt ausder Sozialistischen InternationaleEnde April
1933, Zustimmung zur „Friedensresolution"HitlersMitteMai
1933), dochdas waren nur nochpolitische Verzweiflungstaten
im Vorfeld einer zwölfjährigenVerbots-und Leidenszeit.

Ausriß aus der in Rendsburg ersehet
nenden „Landeszeitung"1933.

II.Widerstand und ExilDie Begriffe Widerstand und Exillassen sich gerade auch für
dieSozialdemokratie zwischen 1933und1945nicht trennen,da
die Widerstandsaktionen ohne die Auslandsorganisation und
Personenimeuropäischen Exilnicht denkbar gewesenwären,
mindestens hinsichtlich der Planung, politischer Strategie und
Kontinuität.Für eine Würdigung des Widerstands seitens der
Arbeiterbewegung müssen mindestens drei Grunderschwer-
nisse, die von Anfang anbestanden, angeführt werden:
1. die Organisationen der Arbeiterbewegung sind bis Mitte

1933 zerschlagen worden,es gab keinenSchutzoder Rück-
halt durch Institutionen

2. derWiderstand der Arbeiterbewegung kam aus der gesell-
schaftlichund sozial schwächstenGruppe imStaat

3. dieEntscheidung für individuellenwie organisiertenWider-
stand bedeutete eine Gefährdung der ganzen Familie, für
die oftmals kinderreichen Arbeiterfamilien eine sehr exi-
stentielle Entscheidung auch schon in der Frühphase des
NS-Deutschlands. Grundsätzlichzerfiel dieSozialdemokra-
tie nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten in
vier Gruppierungen:

„- Ein Teil der Mitglieder resignierte und zog sich von der
aktiven Politik zurück. Von diesen wahrte aber der größte
Teil auch weiterhin seine sozialdemokratische Gesinnung
und hielt lockere Verbindungen zu Genossen im vorpoliti-
schen Raum des Vereins- undNachbarschaftslebens.- Bisherhauptamtliche SPD-, Genossenschafts- und Gewerk-

schaftsfunktionäre wahrten jedoch, oft auch überregional,
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denZusammenhaltmit ihrenlangjährigenFreundenundKol-
legen....- Funktionäre und Mitglieder, die vor den nationalsozialisti-
schen Verfolgern insAuslandfliehen mußten, versuchten von
dort, den innerdeutschen Widerstand zuunterstützen.- Eine vierteGruppe waren diesich inDeutschland zusammen-
findenden .Illegalen', wie sich die heimlich gegen das NS-
Regime Tätigen selber bezeichneten. Sie setzten sich oft aus
jüngeren Mitgliedern der Sozialdemokratie und/oderaus un-
teren und mittleren Funktionären der Partei, der Gewerk-
schaften undbesonders des Reichsbanners zusammen...."9
Dem sozialdemokratischen Widerstand hinzurechnenkann

manauchdie sehreffizientenAktionenund illegalenOrganisa-
tionen einiger linkssozialistischer Gruppen, die programma-
tisch zunächst eine linke Erneuerung abseits... vonSPD und
KPD suchten. Sie hattensich z.T schon inder Endphase der
Weimarer Republik gebildet undsich aufdie illegale Tätigkeit
guteingestellt.InersterLiniesindhier dieSozialistische Arbei-
terpartei (SAP), der Internationale Sozialistische Kampfbund
(ISK) sowie die Gruppe Neubeginnen zu nennen. Diesen
Gruppen kam für ihre Arbeit ihre Zellenstruktur und klare
Analyse desFaschismus sowie der Machtübernahme 1933 zu-
gute.

Schwerpunkt der sozialdemokratischen Widerstandsarbeit
war die Aufklärung der deutschen Bevölkerungwie auch des
Auslands über das Hitler-Regime. Dahinter stand die Ein-
schätzung der Parteiführung inPrag, die glaubte, daß sich

'
Thomas Meyer, Susanne Miller,Jo-

achim Rohlfes, Geschichteder deut-
schen Arbeiterbewegung,Bonn 1984
650/651

Abdruck eines Drohbriefes in der
Schleswig-Hobteinbchen Volks-Zei-
tung im August 1932. Spätestens ab
Frühjahr 1933 wurdedamitErnst ge-
macht.

480



„Vernunft undFreiheitswillen imdeutschen Volk durchsetzen
würden und daß das deutsche VolkunterFührung derArbeiter-
bewegung gegen dieDiktaturHitlers aufstehen würde;"

Hitler und das 111. Reich sah die SOPADE zumindest bis
1933 als „vorübergehende Erscheinung" an, Hitlers Sturz er-
schien ihr „unausweichlich"10. So wurden über die Netze im
Reichsgebiet eine ganze Reihe von illegalen Zeit- und Flug-
schriften verbreitet. Wichtigstes Organ wurden die „Grünen
Berichte" von 1934 bis 1940, die geheimen Deutschlandbe-
richte der Prager, später Pariser SOPADE-Führung. Über
dieseBerichte wurden Informationenaus dem nationalsoziali-
stischenDeutschlandgesammelt,ausgewertetundzurückgege-
ben. Zunächst gab es aber noch die legale Wochenzeitung
„Blick indie Zeit", die von Sozialdemokratenherausgegeben
und redaktionell bearbeitet wurde, u.a. von Andreas Gayk,
Karl Rickers, August Rathmann und Hans Adam aus Schles-
wig-Holstein.DiesePublikationdokumentierteVeröffentlich-
ungen überwiegend ausländischer Presseberichte über dasHit-
ler-Deutschland und sorgte so für eine unverzerrte Sicht der
Ereignisse. Bis zum Verbot schnelltedieAuflage auf zeitweise
ca. 120000 Exemplare hoch.

MitdemEnde der illegalenReichsleitung der SPD inBerlin
imDezember 1934,dieeinerVerhaftungswelle zumOpfer fiel,
wurden dieAktionennurnochdezentraloder über die Grenz-
sekretariateorganisiert.

Für denBereichHamburg, denNordwesten, Pommern und
Schleswig-Holstein war Richard Hansen aus Kiel zuständig,
der das Grenzsekretariat inKopenhagenpersonifizierte (siehe
o.a. Karte). Nach seinerFlucht und der Verhaftung Verdiecks
(Kiel) übernahmen anderedieKoordinationder illegalenPar-
tei in Schleswig-Holstein, so z.B.Henning Vosgerau, der als
Versicherungsvertreter von Kiel aus das Land bereiste. Zum
Teil gingen solche Organisationsbemühungen auch vonHam-
burg aus, das für die ganze Zeit des Nazi-Deutschlands eine
Hochburg desWiderstands der Arbeiterbewegung blieb. Auch
die ehemaligen Konsumgeschäfte waren Treffpunkte des In-
formationsaustausches, ebensoSportvereinigungen, Literatur-
zirkel u.a. Formen unverdächtigen Zusammenseins. Es ent-
stand eine regelrechte Kultur der politischen Spaziergangsdis-
kussionen. Wichtigstes Ziel für die Nationalsozialisten war,
nach den Verboten vonKPD,SPD und den Gewerkschaften,
die betrieblichen Verankerungen der Arbeiterbewegung zu
beseitigen. ErsteBetriebsratswahlen imMärz 1933 hatten der
Rechten keine 25% der Stimmen von Arbeitern und Ange-
stellten gebracht. Es folgten die Entlassungswellen von Be-
triebsrätenund inder Arbeiterbewegung engagiert gewesenen
Facharbeitern,um 1934,nach Einsetzung der DAF (Deutsche
Arbeitsfront), einen neuen Anfang zu nehmen. So auch auf
den Werften und indenBetriebenKiels,Lübecks, Eckernför-
desundFlensburgs.Die Ergebnisse waren hier wieim gesam-
ten Reichsgebiet für dieNationalsozialistensomiserabel, daß
eine statistische Zusammenrechnung und Ausweisung nie er-
folgte. Ab Frühjahr 1933 wurden insbesondere die Betriebe

10 Helga Grebing, Geschichte der
deutschen Arbeiterbewegung Mün-
chen, 1966, 236
"wiel,161

481



der Rüstungsindustrie auf dasneue Regime vereidigt, so z.B.
dieTVAinEckernförde.EsgabeineganzeReihe vonehemali-
gen Sozialdemokraten und Gewerkschaftern, die auch ihren
Platz inPositionenderDAF fandenoder in die „rote"Marine-
SA eintraten; Formen der Anpassung gab es sicher ebenso
viele wieFormendesWiderstehensunddesWiderstandes. Auf
deranderen SeitekonnteFamilien von Verfolgten undEntlas-
senen, denen auch die sozialen Rechte genommen worden
waren, durch gerettete Gewerkschaftsgelder sowie Sammlun-
genunter zuverlässigen Genossen undKollegen geholfen wer-
den, wie es bei Howaldt inKiel oder der TVA inEckernförde
geschah. Das Überleben dieser Familien lastete indieser Zeit
in der Regel aufdenFrauen,diedieHauptfolgen dersozialen
Entrechtung trugen.

Widerstandsaktionen in Schleswig-Holstein blieben in der
RegelsehrpartiellundbeschränktensichindenJahrenbis zum
zweiten Weltkrieg neben der Aufrechterhaltung der Informa-
tionsnetze vor allen Dingen auf die Fluchthilfe. Schleswig-
Holstein war mit seinen Verbindungen zu Skandinavien für
gefährdete Personen wichtig. Immerhin hieltensich nach An-
gaben der SOPADE schon Ende 1934 3000 sozialdemokrati-
scheFlüchtlinge im europäischen Exilauf. InDänemark weil-
ten zwischen1933 und1940 ungefähr 170 „ständige" sozialde-
mokratische Emigranten, die Zahl der Flüchtlinge, dieDäne-
mark nur alsvorübergehendes Transitland nutzten, übersteigt
diese Zahl allerdings beträchtlich. Die Emigranten erreichten
ihr Zielentweder auf dem Seeweg vonEckernfördeoder Kiel
aus oder über Harrislee bei Flensburg über die „grüne
Grenze". Am Anfang war es noch relativ einfach, per KDF-
Dampfer von Kiel aus für ein Wochenende in die Freiheit zu
reisen oder aber die Ausflugsfahrt für den Gang ins Exil zu

Auf derartigen Booten wurden Emi-
granten nach Dänemark in Sicherheit
gebracht. HieristeseinFbcherbootaus
Eckernförde.Im KrebRendsburgund
Eckernförde hatte sich nach 1933 ein
Widerstandsringgebildet,dersich u.a.
zum Zielgesetzt hatte, Flüchtlinge ins
Ausland zu schleusen. Auchsozialde-
mokratbche Verfolgte wurden trans-
portiert. Die Widerstandsgruppe be-
standaus SympathbantenoderMitglie-
dern derKPD. Sozialdemokraten wa-
ren in die Aktivitäten nur im Vorfeld
eingeweiht: 1936 - offenbar nach Ein-
schleusung einesSpions- wurdedieca.
80Personen starke Widerstandsgruppe
durch die Gestapo zerschlagen. Zahl-
reiche „Fluchthelfer" kamen in den
Konzentrationslagern1936-1945um.-
RS
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nutzen.RichardHansenhieltzueinerganzenReihe vonGrup-
penimInlandengenKontakt,dieKurierlinien für dieDrucker-
zeugnisse wie Flugblätter und Zeitungen, insbesondere die
„Sozialistische Aktion" organisierten.HansHansen, Veraund
Eline Nikolaisen in Flensburg sowie die Hamburger Gruppe
um Walter Schmedemannsindhieru.a.zunennen, ebenso die
Emigrantenwohngemeinschaft auf Bornholm, die sehr effi-
ziente Arbeit leistete. Die Kurierlinien waren ohne Hilfe der
dänischen Sozialdemokratie und vieler mutiger dänischer Fi-
scher allerdings nicht denkbar,die das Materialauf den aben-
teuerlichsten Wegen nach Deutschland einschmuggelten.
Fluchthilfe leisteteninKielTh. Werner undA.Drobe,die am
häufigsten frequentierte Schleuse ins dänische/skandinavische
Exil organisierten Wilhelm Sehmehl und seine Genossen in
Harrislee. Die Gruppe um Sehmehl arbeitete eng mit den
dänischen Sozialdemokraten zusammen, die in Person von
Aarge Lassen die Flüchtlinge im dänischen Fröslev übernah-
men und nachKopenhagen weiterleiteten.Hier war das däni-
sche Matteotti-Komitee ansässig, das als Hilfsorganisation
denjenigen Flüchtlingen Unterstützung geben sollte, die in
Deutschland denfreien Gewerkschaftenoder der Sozialdemo-
kratie angehört hatten. Obwohl die Komiteespitze aus däni-
schen Gewerkschaftern und Sozialdemokraten bestand, ent-
schied Richard Hansen über die Anerkennung und Förde-
rungswürdigkeit der Antragsteller. Dieser Vorgang war nicht
ganz unproblematisch, da Hansen die Parteilinie der Prager
SOPADE-Führung sehr konsequent vertrat. Kritik am Kurs
der Parteiführung, aber auchKontakte zuden sozialistischen
Splittergruppen konnten sich für diematerielle Unterstützung
erschwerend auswirken. Hansens autoritärer Stil und seine
rigorose Abgrenzung besonderszudenkommunistischen Emi-
granten,ließ inder sozialdemokratischenExilgruppe eineOp-
position wachsen, deren programmatischer Kopf Otto Buch-
witz war. Die Mittel des Matteotti-Komitees für Dänemark
warensehr knapp,entsprechend reichtedieUnterstützung nur
unter großen Einschränkungen für den Lebensunterhalt aus.
Eine Möglichkeit, etwas hinzuzuverdienen, gab es praktisch
nicht,dennpolitischenFlüchtlingen wurdeninderRegel keine
Arbeitsgenehmigungen erteilt, zumal die Arbeitslosigkeit in
Dänemarkzudieser Zeitan die25-30% reichte.Erschwerend
für eine politische Arbeit war die Verpflichtung, sich nicht
öffentlichpolitischzuengagieren. DieAktionennachDeutsch-
land hinein mußten konspirativ geleistet werden. Dahinter
standvorallenDingendieFurchtder dänischenRegierung,mit
Provokationen könnteman dem mächtigen Nachbarn Anlaß
und Vorwand geben, inDänemark gegebenenfalls zu interve-
nieren. So lag der Schwerpunkt des politischen Lebens der
sozialdemokratischen Emigrantengruppe in internenDiskus-
sions- undSchulungskreisen. ZudenSozialdemokratenimdä-
nischen Exil gehörtenu.a. Kurt Heinig, Fritz Tarnow, Kurt
Wurbs...12.

Trotz aller Beobachtungen der Vorgänge in Deutschland
wurden sie vom Einmarsch der deutschen Truppen in Däne-

12 Karl-Werner Schunck,Exil inSkan-
dinavien

-zweiLebensberichteAnne-
liese Raabke und Martin Krebs, De-
mokratische GeschichteI,248/249
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mark überrascht. Richard Hansen und Kurt Heinig gelang
nochinder Nacht des 9. April1940 dieFlucht nach Schweden;
Hansenreiste später in dieUSA. Die Emigranten waren nun
völligaufsich gestellt, für dieFlucht nach Schweden konnten
sie keine Hilfe mehr erwarten. Zwar blieb die Regierung im
Amt und das Matteotti-Komitee existierte noch bis zum 1.
April1941,dennoch:DerGestapo fielendiegesamtenEmigra-
tionsakten der dänischenPolizei in die Hände, so daß die in
Dänemark verbliebenenEmigrantenunter Repressalien zulei-
den hatten und oftmals in Gefängnisse und Lager verbracht
wurden.

Viele Emigranten flohen aber unmittelbar beim Einmarsch
der deutschenTruppen im April 1940über den Qresundnach
Schweden, dem letzten Fluchtziel im von nationalsozialisti-
schen Verbänden besetzten Skandinavien. Hilfebekamen die
Flüchtlinge vom schwedischen Roten Kreuz sowie von der
schwedischenMatteotti-Hilfsorganisation, auch dieRegierung
nahmsich-angesichts der labilenpolitischenSituation undder
Neutralitätspolitik Schwedens- verhaltendenEmigrantenan.
Stockholm wurdezueinem Zentrumsozialdemokratischer Tä-
tigkeit unter Führung des politisch toleranten Fritz Tarnow.
Eine Reihe von SAP-Leuten fanden hier imLaufe der Jahre
(zurück) zur SPD, darunter nicht zuletzt Willy Brandt, eine
Entwicklung, die wohl auch auf ein Novum der Stockholmer
Emigrantenorganisationen zurückzuführen ist.Dieses Novum
war ein offener Dialog auch mit den kommunistischen Emi-
granten, derdie SOPADE-Linie unterlief. ImDialog mit den
Kommunistenwarallerdingsdie„Landesgruppe deutscher Ge-
werkschafter" unter Martin Krebs treibende Kraft. Nach lan-
gem Diskussionsprozeß unter und zwischen linken Emigran-
tengruppen,kames imOktober 1944 zurBildungdes „Arbeits-
ausschusses deutscher antinazistischer Organisationen" ausge-
werkschaftlicherLandesgruppe, FDKB,SOPADE undKPD.
Eineinzigartiger Sonderfall,denn auchdie gemeinsamen Lei-
denund Erfahrungen, die Entwicklung des Krieges, konnten
die ideologischen Barrieren zwischen Sozialdemokraten und
Kommunisten nicht überwinden. Der Hitler-Stalin-Pakt, ins-
besondere aber die starre Haltung der SOPADE-Führung in
London hatten eine gemeinsame politische Arbeit nicht mög-
lichgemacht. ZweiMonatespäter,imDezember 1944wurdein
Stockholm eine offizielle, 200 Mitglieder starke sozialdemo-
kratischeGruppe gegründet, derauchschoneinMannnamens
Herbert Wehner angehörte. Obwohl ihr Einfluß auf die Lon-
donerSOPADE-Führung ehergering war,entzündete sichmit
den Genossen inEngland ein harter Disput bei der Deutsch-
landplanung, nicht zuletzt an der Frage der Einbeziehung der
Kommunisten amNeuaufbau.

484



III.Widerstand und
Verfolgung

Die erste Phase des sozialdemokratischen Widerstandes en-
dete mit den Jahren 1935/36, in ihr wirkte die erste „Wider-
standsgeneration". Diese wargeprägt durchdie Auffassung,es
mit dem deutschen Faschismus als einem rasch zusammenbre-
chenden,historisch kurzlebigenPhänomenzutunzuhaben. In
der oftmals vorhandenen Einschätzung eines Wirkens unter
neuen Sozialistengesetzen wurde der Terrorstaat des Hitler-
Regimes unterschätzt. DieseFehleinschätzung und die man-
gelnden Erfahrungen illegaler Tätigkeit waren die Ursachen
für die Gestapo-Erfolge gegen den sozialdemokratischenWi-
derstand in den ersten Jahren des Nationalsozialismus. Hier
gibt es eine gewisse Parallele zum Widerstand der Kommuni-
sten, der ebenfalls um 1936 ausgeblutet schien. Ein wichtiger
Aspekt ist sicherlichauchdie These,daß man mit „denbisheri-
gen Widerstandsformen ... den Anschluß an die soziale Ent-
wicklungundMentalitätderMasse derArbeiterschaft" verloren
hatte.13 Diese war nämlich keineswegs bereit, sich gegen das
Hitler-Regime zu erheben -wie in den unzähligen Flugschrif-
ten erhofft-,sondern ließ sichdurch diemitGeldmengenerhö-
hung,KreditenundhemmungsloserRüstungspolitik erkauften
wirtschaftlichen Erfolge des „111. Reiches" blenden. In den
Jahren bis zum Krieg gab es eine Tendenz, „die politische
Aufklärungsarbeit..." stärker an soziale Interessen anknüp-
fende Aktivitäten in den Zwangsorganisationen des 111. Rei-
ches (DAF,Arbeitsdienst, Hitlerjugend) zuverlagern, also auf
eine Taktik des „Trojanischen Pferdes"". Insbesondere die
Organisationsversuche der ITF (Internationalen Transportar-
beiter Föderation) Edo Fimmens konnten gerade bei den
Transport- und Hafenarbeitern, Seeleutenund Eisenbahnern
im NordenDeutschlands einige Erfolge aufweisen. Stärkung
bekamen die Betriebsoppositionen auch durch die aufgrund
derRüstungsproduktion notwendig gewordene Wiedereinstel-
lung vieler ehemals in der Arbeiterbewegung aktiver Fachar-
beiter gegen Ende der 30er Jahre. Der Krieg stellte an den
Widerstand wieder völligneue Bedingungen: Durch Einberu-
fungsbescheide zerbrachen alte Gruppen, die Unterstützung
aus demExil mußte mit dem Kriegsverlauf ständig neuorgani-
siert undinnerbetriebliche Oppositionsnetze vonFrauenüber-
nommen werden. Gemeinsame Aktionenmit der Masse der
Fremdarbeiter blieben dagegen eher Einzelfälle, das gemein-
same Interesseließ sichnur schwer vermitteln. GrößteEnttäu-
schung für diedeutsche OppositionimIn-undAuslandbrachte
allerdings die Haltung der ausländischen Regierungen. Nach-
dem dasNS-Regime inden 30er Jahren, nichtzuletzt aufgrund
der Appeasementpolitik des Nazi-Terrors oftmals als „Emi-
grantenlügen" abgetan wurden,bliebendie Exilorganisationen
auch während des Krieges politisch isoliert. Die Möglichkeit
eines „anderen Deutschlands" paßte nicht in das politische
Konzept der Alliierten, weder für die Zeit des Krieges, noch
für eine Neuordnung nach einer Niederlage Hitler-Deutsch-
lands.

Die diversen Formen des Widerstehens und Widerstandes
wurden von denNationalsozialistenmit einem grausamen wie

13 wie Anm.3, 271
14 wie Anm.3, 271
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nahezu perfekten System des politischen Terrors bekämpft.
Mit Hausdurchsuchungen, willkürlichen Mißhandlungen und
Festnahmen in die sogenannte „Schutzhaft", folterähnlichen
Verhörmethoden,Zuchthausstrafen undKZ-Haftsowiepoliti-
schen Morden wurde versucht, die politische Opposition zu
zerschlagen, auszulöschen.Dieser politische Terror überzog
auchSchleswig-Holsteinund forderteschnell seineOpfer auch
in den Reihen der Sozialdemokratie. So wurde u.a. Julius
Leber im Juni 1933 nach dreimonatiger „Schutzhaft" zu 20
MonatenGefängnis verurteilt,vondenener einige indenKZs
Esterwegen und Oranienburg verbrachte. Der Lübecker Re-
dakteur undBürgerschaftsvertreter Fritz Solmitz wurdeimKZ
Fuhlsbüttel mit grausamen Mißhandlungen am 13. September
1933indenTodgetrieben. OttoEggerstedt, ehemaliger Kieler
Parteisekretär, Reichstagsabgeordneter und Polizeipräsident
vonAltonawurde am12. Oktober1933 imKZEsterwegen bei
Holzfällarbeiten von hinten erschossen.Nach Zeugenberich-
tenließ manihn,durch mehrereKugeln schwerverletzt,inden
KZ-Baracken verbluten. Zahlreiche Sozialdemokraten und
Gewerkschafter wurden in „Schutzhaft" genommen; bei den
Vernehmungen warenschwere Mißhandlungen keineAusnah-
men, der Sozialdemokrat Oskar Nielsen, ein robuster See-
mann, wurdein derHaft totgeschlagen. Eskam auchvor,daß
die Gestapo von den Gefangenen mit Hilfe von Elektro-
schocks und Prügelbock Informationen und Geständnisse er-
folterte.Trotzdemblieben in fast allenStädten Schleswig-Hol-
steins sozialdemokratische Gruppen bestehen, so z.B. in
Altonaund Wandsbek,Pinneberg,Lübeck, Neumünster, Kiel,
EckernfördeundFlensburg.GenosseninHamburgumWalter
Schmedemann stellten illegal wöchentlichdie hektographier-

Derspäteresozialdemokratische Mini-
sterpräsident von Schleswig-Hobtein,
Hermann Lüdemann, im Konzentra-
tionslager inBreslau 1933.
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ten „RotenBlätter"her, die eine Auflage von über 5000Stück
erreichten und teilweiseauch nach Schleswig-Holstein weiter-
gegeben wurden.Ebenso konntenBerichte über Folterungen
imKZ Fuhlsbüttel, das berüchtigte „Kolafu", undüber Haft-
bedingungen indenZuchthäusernverbreitet werden.Auchdie
ITF (Internationale Transportarbeiter Föderation) wirktevon
Hollandausmit ihrenantifaschistischen SchriftenindasLand.
Auf Anweisung des Generalsekretärs der ITF,Edo Fimmens,
schuf AdolphKummernussbis Anfang 1934 GruppenvonHa-
fenarbeitern und Seeleuten in Flensburg, Kiel, Lübeck und
Hamburg. Eine ca. 2-300 Personen starke Gruppe um den
ehemaligen Polizeilehrer Kleinebergexistierte, inFünfergrup-
penoperierend, einige Jahrerecht effektiv. Sie leisteteUnter-
stützung für Familien von Inhaftierten,sie verbreitete selbst-
hergestellte Informationsschriften auch in das Kieler Umland
und diskutierte über eine programmatische Erneuerung der
Sozialdemokratie

„imGeiste eines jungen,militantenSozialismus, wie er inden
,NeuenBlättern für den Sozialismus' unddurch CarloMieren-
dorff Theodor Harnbach, Kurt Schumacher undJulius Leber
vertreten wurde"16.

Die Gruppe blieb bis zu ihrer Auflösung 1936 unentdeckt,
trotz gelegentlicher Verhaftungen von Mitgliedern durch die
Gestapo. Ehemalige Reichsbannerleute verteilten bis Mitte
1934 inKiel den „Neuen Vorwärts" und versuchten, „das Ge-
dankengut derSPD lebendigzuerhalten, damit der organisato-
rische Zusammenhalt aufrecht erhalten werde". Fast alle von
ihnen wurdenverhaftetund zuStrafen zwischen1JahrGefang-

13 Klaus Mammach, Widerstand
1933-1939 Köln,1984, 138
16 FranzOsterroth,100JahreSozialde-
mokratiein Schleswig-Holstein,Kiel,
1963,114

PolitbcheHäftlinge aus Eckernförde
im Mai 1933. Zur Demütigung waren
ihnen dieHaareabrasiertworden.Der
Polizbt in der Mitte, der durch seine
Anwesenheitunddurchsein Verhalten
die Wirkung des Bildes entschärft,
glaubtenochnichtaneinelängereDau-
er der NS-Herrschaft. Er stellte sich
deswegennoch demonstrativ neben die
Verhafteten, weiler mit einem Putsch
der SPDgsgen dieNationalsozialbten
rechnete. -RS
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nis und 2 Jahren3 Monaten Zuchthausverurteilt. Unter den
Verurteilten befanden sich Kurt Funke, Karl Ratz, Wilhelm
Rave und FranzHebling. ImJuni 1936 wurde Johann Kilnow
aus Flensburg für seine Aktivitäten zu 3 Jahren Zuchthaus
verurteilt. Januar/Februar 1937 wurdenHans Schröder,Emil
Bandholz und Genossen in Kiel verhaftet, die seit 1933 in
regelmäßigen Treffen die politische Entwicklung diskutiert
hatten. Später hattensie auch antifaschistische Publikationen
eingeschmuggelt, u.a. den „Neuen Vorwärts" und „NeuBe-
ginnen",dienebenausländischenRundfunksendungen die Ge-
sprächsgrundlagen bildeten.Es gab über Kurt Salauauch Ver-
bindungen zu der Gruppe um Kleineberg. Man lieferte auch
Berichte über die Lage inKielerBetriebenundstand inKon-
takt zu Hamburger Genossen und zu KPD-Funktionären in
Dänemark. EmilBandholz wurdezu3Jahren, HansSchröder,
Julius Czyganund AdolfZiemus zu 4JahrenZuchthausverur-
teilt.Sie mußten ihre Haftzum TeilauchimKZSachsenhausen
und inBewährungsbataillonen verbüßen. Kurt Salau, Ludwig
Staalund HermannMarth konntendas Gefängnis nach lOmo-
natiger Untersuchungshaft verlassen. Viele sozialdemokrati-
sche Frauen, dienach1933 inGesprächskreisenund Ausflugs-
fahrteninKontakt geblieben waren, wurden imRahmeneiner
groß angelegten AktionvonPolizeiund Gestapo Anfang 1937
verhaftet und verhört,unter ihnen Emma Drewanz, Nanny
Kurfürst und Gertrud Völcker.Einige Frauen wurden zuGe-
fängnisstrafen verurteilt, von denen sich eine in der Haft das
Lebennahm.DerehemaligeKielerParteisekretär,ErnstTess-
loff, mußte vier JahreimZuchthausverbringen. DerKriegsbe-
ginn imSeptember 1939bedeutete auch für die noch wenigen
verbliebenen Gruppen überwiegend das Endeihrer Tätigkei-
ten. Auch die Verbindungen zu denEmigranten in Skandina-
vien rissen mit dem Einmarsch deutscher Truppen in Däne-
mark undNorwegen ab. AdolfDrobe,Verbindungsmann zum
Grenzsekretariat Nord, wurde inKiel verhaftet und saß vier
Jahre im Zuchthaus Fuhlsbüttel ein. Die militärischen An-
fangserfolge Hitlers brachten die Aufklärungsarbeit bei der
euphorischen Bevölkerungfast zum Erliegen. Einzig die Op-
positionindenRüstungsbetrieben konnte nennenswert weiter-
arbeiten.MiterhöhtemMaterialverbrauch,provozierten tech-
nischen Pannen, Arbeitsverzögerungen und ähnlichen Maß-
nahmen brachte man immer wieder etwas Sand ins Getriebe
derKriegsmaschinerie. DieBedingungen für politische Arbeit
verschärften sich zusätzlich durch den dramatischen Ausbau
von Polizeistaat und mit den immer drakonischeren Strafan-
drohungen und Urteilen der NS-Justiz. Die Dimension der
Gestapo-Allmacht mögendie folgendenZahlenverdeutlichen:
Gab es 1933bereits20565 Verurteilungen für politische Verge-
hen,sobefandensich1939ungefähr 162000„Schutzhäftlinge",
27000 politische Angeklagte und 112000 wegen „politischer
Vergehen" Verurteilte inDeutschlands Gefängnissen, Zucht-
häusern und Konzentrationslagern. Ihren traurigen Höhe-
punkt erreichte diese Entwicklung im 1. Halbjahr 1944 mit
nicht weniger als 250000Verhaftungen. In Kiel fing seit den
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ersten Tagen derNazi-Diktatur die „Blume",dasPolizeipräsi-
dium in derBlumenstraße, die Verhaftungswellen auf. In Ko-
operation mit dem Gestapohauptquartier inderDüppel/Molt-
kestraße wurdenhier diepolitischen Oppositionellen verhört,
mißhandelt und imanliegenden Gefängnistrakt inhaftiert.Die
ansteigende Zahl vonVerhaftungen konntedie „Blume"späte-
stens 1942nicht mehrbewältigen, dieGestapo errichte Anfang
1943an der Rendsburger Landstraße diePolizeibaracke „Dra-
chensee."

Einenur vorübergehende Lösung,denn imMai1944 wurde
mit demBaudes „ArbeitserziehungslagersNordmark" begon-
nen. DasLager füllte sich schnellmit Ostarbeitern, Zwangsar-
beitern, britischen Kriegsgefangenen, aber auch nach der be-
rüchtigten „Gewitteraktion" des RSHA (Reichssicherheits-
hauptamt) vom 22.08.1944 mit deutschen Oppositionellen.
Diese reichsweiten Verhaftungsaktionen nach teilweise alten
Listen trafen nicht nur aktive Widerstandskämpfer, sondern
auch viele, die zur Weimarer Zeit dem antifaschistischen Teil
der Deutschen zugehörtund ihn verkörperthatten. Die „Ge-
witteraktion" war dieReaktionder Nazis aufdas Attentat des
20. Juli 1944aufHitler.Julius Leber,der ehemalige Lübecker
Reichstagsabgeordnete, der durch seine Beteiligung am 20.
Juli zu einer Symbolfigur des Widerstandes gegen Hitler
wurde, war nach seiner Haftentlassung 1935 inBerlin geblie-
ben und hatteüber Lübecker Jungsozialisten umKarl Regling
KontaktnachSchleswig-Holstein gehalten. Lebergehörtezum
inneren Zirkel des „Kreisaver Kreises", dem unter Führung
vonH.JamesGraf vonMoltkeSozialisten,Konservative,Lib-
erale, engagierte Christen aus allen Schichten sowie ranghohe
Militärs angehörtenund derinenger Verbindung zurStauffen-
berggruppe stand. Die sozialdemokratischen Teilnehmer an
der Verschwörungdes20.Juli1944 standenausschließlich über
Fritz Tarnow inStockholm mit der Exil-SPD und dem Partei-
vorstand inLondon inKontakt, so daß der 20. Juli auch die
sozialdemokratischen Emigranten völlig überraschte. 17 Die
Beteiligung Wilhelm Leuschners, Theodor Haubachs und Ju-
lius Lebersan dem gescheiterten Attentat löstenicht nur bei
den Exilsozialistenund beimISKKritik aus, insbesondere der
Einfluß des konservativen Goerdeler-Kreises aufdieNeuord-
nungsvorstellungen sowie dieIsolierungdes„Generalputsches"
von der Arbeiteropposition hätten wohl nur wenige „quali-
tative Veränderungen"mit sich gebracht.DieKritik war immer-
hin soheftig, daß derParteivorstandeineöffentlicheRechtfer-
tigung für dieBeteiligungLeuschners, deralsVizekanzlervor-
gesehen war, erlassenmußte. 18

Leuschner, Haubach und Leber wurdenimSeptember 1944
bzw.Januar 1945 inBerlinPlötzenseehingerichtet.Diemorali-
sche Qualität ihres Widerstandes spiegeln die Worte Lebers
wider,die er vor seinem Todseinen Freundenübermittelte:

„Für eineguteundgerechte Sache istder Einsatz des eigenen
Lebensderangemessene Preis. Wir habengetan, was inunserer
Machtgestanden hat.Esistnichtunser Verschulden, daß allesso
und nichtanders ausgegangen ist."

17 Werner Röder,Die deutschensozia-
listischenExilgruppeninGroßbritan-
nien40-45, Bonn, 1973, 174
'"ebd.,175
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Sie solltennichtdie letztenOpferdesNazi-Terrorssein.Das
AEL „Nordmark" war schnell zum KZRusseegeworden, mit
all den obligaten Einrichtungen, sogar ein Krematorium be-
fand sichnochimBau.DasLager schwollEnde1944aufan die
2000 Häftlinge an, viele wurden erschossen oder erhängt, an-
dere starben an Unterernährung oder an Erschöpfung. Die
verhafteten Sozialdemokratensaßen überwiegend im überfüll-
ten Kieler Polizeigefängnis ein, unter zum Teil menschenun-
würdigen Haftbedingungen. InderLübecker Buchtspielte sich
am3.Mai1945 die letzte Tragödieab;viele,die dasEnde von
Krieg und Nazi-Herrschaft schon vor den Augen zu haben
glaubten, sollten ihre Befreiung nicht mehr erleben. Am 17.
April 1945kam aus BerlinderBefehl,dasKZNeuengammezu
evakuieren. Die Häftlinge sollten bei Lübeck auf vier Schiffe
verladen werden, mit Kurs: Freie Ostsee. Nach qualvollem
Transport per Zug und Fußmarsch erreichten die völligent-
kräfteten Häftlinge ihr Ziel und wurdenauf die Schiffe „Cap
Arcona"und „Thielbeck" verladen,7-8000Menschen aufalle-
rengstemRaum zusammengepfercht. Am3.Mai 1945 wurden
sie irrtümlich das Ziel eines britischen Bombenangriffs. Die
beiden Schiffe gingen sofort in Flammen auf und sanken in
wenigenMinutenaufderSeite liegendab.Bis auf5-600fanden
alle den Tod, unter den Opfern warennicht wenige Sozialde-
mokraten wie der ehemalige schleswig-holsteinische Bezirks-
vorsitzende Willi Verdieck, Richard Vosgerau, der ehemalige
Reichsabgeordnete Max Richter aus Neumünster und viele
weitere.

DieLücken indenReihen der schleswig-holsteinischen So-
zialdemokratie warenbeiKriegsende und indenersten Nach-
kriegsjahren unübersehbar groß, NS-Terror und Krieghatten
sie gerissen. Die nachstehenden Namen sollenstellvertretend
für die vielen Opfer aus den Reihen der schleswig-holsteini-
schen Sozialdemokratie stehen, die das NS-Regime forderte.
Dabeisollenauch dieLeiden derÜberlebenden wie KZ-Haft,
Zuchthausstrafen, Folterungen und Mißhandlungen, Hunger
und Entbehrungen, Emigration und vieles mehr nicht verges-
sen werden...

Die Cap Arcona nach dem irrtümli-
chenBombenangriffderBritenimMai
1945. Tausende vonentkräfteten KZ-
Häftlingen, deren BefreiungjedeStun-
de bevorstehen hätte können, fanden
denTod. Unter ihnen auchein Teil der
ehemaligenFührungsspitze derschles-
wig-hobleinbchen Sozialdemokratie:
Willy Verdieck, Richard Vosgerau,
MaxRichter und viele andere.

490



nach Franz Osterroth

IV. Programmatische
Wechselbäder

Abschließend sollnochkurz aufdieprogrammatischen Diskus-
sionen und Zukunftsentwürfe für dasNachkriegsdeutschland
eingegangen werden, die einen wesentlichen Teil der politi-
schen Tätigkeit von Parteivorstand, aber auch von einzelnen
Gruppen imExil und in der Illegalität ausmachten. Schon in
der ersten Ausgabe des „Neuen Vorwärts" vom 18. Juni 1933
kündigte sich eine Rückkehr zualten Vokabeln an:

„Esgibtkeine wahre Demokratie ohneden Sozialismus!"19

Insbesondere der linkssozialistische Widerstand von SAP,
ISK undder Gruppe „NeuBeginnen", dem sich viele von der
Haltung der SPD-und ADGB-Führungen enttäuschteSozial- "wie Anm.2, 159
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Demokraten und auch Gewerkschafter zuwandten, zwangdie
Parteiführung zur Auseinandersetzung mit der eigenen Rolle,
dem eigenenVersagenund zumFormulierenneuerPositionen,
wie man aufdieentstandeneSituation reagierensollte.Eskam
mit dem „Prager Manifest",dasder Exilvorstandim Jahr1934
veröffentlichte, zu einer vitalen Reideologisierung. Einige
Kernsätze aus dem Aufruf mögen dieses verdeutlichen: Zur
eigenen politischen Strategie 1933 gab es einedeutlicheKritik
und eine neue Definition des eigenen „Kampfes" gegen den
Faschismus:

„ImKampf gegen die nationalsozialistische Diktaturgibt es
keinen Kompromiß, ist für Reformismus und Legalität keine
Stätte....Der revolutionäreKampferfordert dierevolutionäre
Organisation. ...Neue Organisationsformen mit opferbereiten
Kämpfern müssen entstehen.

"20

Zum Sturz derDiktaturdesNationalsozialismushieß es,der
Sieg über den Faschismus werde„...sich ergeben, wenndieBedingungen einerobjektiv revo-
lutionären Situation ausgenützt werden von einer entschlossen
von radikalem Kampfgeist durchseelten, von einer erfahrenen
Elitegeführten Parteides revolutionären Sozialismus."

Der vom linkenParteitheoretikerRudolf Hilferdingentwor-
fene Text benannte auch deutlichden Anteil derSozialdemo-
kratie am Geburtsfehler der Weimarer Republik:

„Daß sie (die SPD, Anm.d. Verf.) den alten Staatsapparat
fast unverändert übernahm, war der schwere historische Feh-
ler...Dieneue Situation schließt jede Wiederholung aus."

Folgerichtig benannteder Text als Sofortmaßnahmen einer
revolutionären Regierung u.a. die Forderungen nach Abur-
teilungder Staatsverbrecher", „grundlegende Umgestaltungder
Justiz", „Reinigung der Bürokratie", „Zerschlagung des alten
politischen Apparats" durch„sofortige entschädigungslose Ent-
eignungderGroßgrundbesitzer" und „derSchwerindustrie" so-
wiedie „Vergesellschaftung undÜbernahme der Großbanken".
Erst danach werde man mit der „Einberufung einer Volksver-
tretung" den ,yAufbau einesfreien Staatswesens" beginnen. Im
Schlußteil des Textesdeutetesich dieÖffnung zumDialogauch
mit denKommunisten an:

„DieDifferenzen inderArbeiterbewegung werdenvom Geg-
ner selbst ausgelöscht. Die Gründe der Spaltung werden
nichtig."

Nachdem der siebte Weltkongreß der Kommunistischen In-
ternationale 1935 die Abkehr von der Sozialfaschismusthese
hinsichtlich der Sozialdemokratie zuGunsten von Volksfront-
strategien einleitete, kam es kurzfristigzuernsthaftenDialog-
bemühungen zwischen SPD- und KPD-Führung. Ende 1935/
Anfang 1936 verhandelten Hans Vogel für die SOPADE und
Franz Dahlem für die KPD. Das unüberwindbare Mißtrauen
auf beiden Seiten ließ jedoch die Bemühungen schnell schei-
tern. Die sozialdemokratische Führung sah sich durch die
späteren Rechtfertigungen der Politik Stalins durch die deut-
scheKP-Führung inihrerstarrenHaltungbestätigt: DieSchau-
prozesse in der UdSSR seit 1936, die stalinistischen Verbre-

20 Wolfgang Abendroth, Aufstiegund
Krise der deutschen Sozialdemokra-
tie,Köln,1978, 128-136
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chengegen Anarchisten, Trotzkistenund Sozialistenimspani-
schen Bürgerkrieg 1937/38 und vor allen Dingen der Hitler-
Stalin-Pakt schockierten viele Sozialdemokraten und stabili-
sierten die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung auch
während der folgenden Kriegsjahre. Eine vorsichtige Wieder-
belebung des Dialogs um Einheitsbemühungen während des
Krieges war dann auch von sehen der Sozialdemokratie von
vornherein zum Scheitern verurteilt, die beschriebene Ent-
wicklung inSchweden blieb die einzige breitere Kooperation
vonKommunistenund Sozialdemokraten inden Exilgruppen.

Auch die stärker marxistisch orientierten Positionen des
„Prager Manifestes" wirkten nicht mal mittelfristig auf die
praktische Politik der SOPADEein. Bereits im Januar 1936
ließ der Parteivorstand das Manifest „Für Deutschland gegen
Hitler" folgen, das eine neuerliche reformistische Grundhal-
tung ankündigte und sich an humanistischen und demokrati-
schen Werten orientierte. Soblieb das „PragerManifest" Epi-
sode, wenngleich es für den linken Flügel der Partei weiter
programmatische Orientierung blieb. Anfang der 40er Jahre
gewannen auch die Modelle des britischen und skandinavi-
schen Sozialismus (vorübergehend) Einfluß auf die Diskus-
sion,erklärbar ausdenzahlreichenKontakten derExilgruppen
zur britischen Labour-Partei und den sozialdemokratischen
Parteien inDänemark,Norwegen undSchweden.Die Vorstel-
lungen für eine Neuordnung Nachkriegsdeutschlands blieben
dennochkontrovers, auchdie „Uniondeutscher sozialistischer
Gruppen in Großbritannien", zu der sich die sozialistischen
Kleinorganisationen und die SOPADE zusammenschlössen,
schaffte bis zum Kriegsende lediglich, die „Richtlinien für die
internationalePolitik" zubeschließen.

Inden illegalen sozialdemokratischen Gruppen inDeutsch-
landbegannen Anfang1945die ersten Vorbereitungen aufden
Zeitpunkt der Befreiung vomNationalsozialismus. Vielerorts
vollzogen sich ab Januar 1945 die Vorbereitungen für eine
Neukonstituierung derPartei. InLübeck und Kielentstanden
um dieseZeit die „Stubenzirkel",die sich wenigermitglobalen
Überlegungen beschäftigen, alsvielmehr die kommenden Auf-
gaben vor Ort besprachen: Wiederaufbau und Neuorganisa-
tion der lokalen wie regionalen Parteigliederungen, kommu-
nale Probleme und Bedingungen für die politische Arbeit im
befreiten Deutschland, selbst personelle Aufgabenverteilun-
gen wurden detailliert diskutiert. Getroffen wurde sich unter
strenger Geheimhaltung in wechselnden Wohnungen, Auf-
zeichnungen wurden zur Sicherheit der beteiligten Personen
nicht angefertigt; die Gestapo diktiertedenGruppendenkon-
spirativen Charakter. In Kiel bildeten sich eine ganze Reihe
von Zirkeln,diesich teilweise regelmäßig, teilweise sporadisch
trafen, z.B. die Gruppen um Albert Witte und Otto Engel
(später „Witte-Kreis" und „Engel-Kreis"), Karl Ratz, Hein
Wulff, Fiete Wendel, Frieda Döbel,Emil Hackne, Walter
Rapche, Hans Schröder.. 21.Konsens war die Reaktivierung
derPartei in ihrem traditionellenAufbau, vonOrtsvereinhin-
auf zuParteivorstandund -ausschuß. Karl Ratz sollte als Vor-

21 AK „Demokratische Geschichte",
Wir sind das Bauvolk, Kiel, 1985,
31ff. (Aufsatz Ulrich Schilf)
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sitzender für die KielerParteigliederung nominiert werden. In
Lübeck existiertenebenfalls derartige Kreise.

Die „Stubenzirkel" bestanden weiter bis zur Wiederzulas-
sung der Partei imSeptember 1945, in ihnen wirkte schon das
Ortsvereinswesen der kommenden Jahre, beseelt von großen
Hoffnungen aufeinen Neuanfang, auf eine Federführung der
Arbeiterbewegung beimEntwurfeines „freien, friedlichen, so-
zialistischenDeutschlands",wiees dasManifest vonSozialisten
und Kommunisten des Konzentrationslagers Buchenwald am
13. April1945 von der Welt forderte.22

22 nicht zitierte benutzte Literatur:
Kurt Harner, Karl-Werner Schunck,
RolfSchwarz(Hrsg.), Vergessen und
Verdrängt, Eckernförde, 1984, div.
Art. Klaus Mammach, Widerstand
1933-1939, Köln, 1984, S. 18-227
116-140/263-274. Lutz Niethammer,
Ulrich Borsdorf,PeterBrandt,Arbei-
terinitiative1945, Wuppertal, 1976,S.
50-64.

InStubenzirkeln wurde über die Zu-
kunft dbkutiert,an andererStelle wur-
de die Vergangenheit ausradiert: Der
spätere schleswig-hobteinbcheMini-
sterpräsidentDr. Lemke ab NS-Bür-
germebter in Schleswig-Hobtein. Die-
se Vergangenheitsollte ihm nie zu ei-
nemNachteilgereichen.
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